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Studien zum öſterreichiſchen Vereins- und Berſamm- 
lungsrechte. 


Von Dr. Karl Hugelmann. 


X y. 


Die verfaſſungsmäßigen Garanticen des Vereins- und Verſammlungsrechtes. | 


Die Geſchichte unſeres Vereins⸗ und Verſammlungsrechtes iſt mit 
der politiſchen Geſchichte unſeres Staates innig verknüpft, ſie ſteht ſpeciell 
mit der Geſchichte der Verfaſſung im engſten Zuſammenhange. Wir 
wollen es daher zunächſt verſuchen, die einzelnen, ſeit 1848 zurückge⸗ 
legten rechtsgeſchichtlichen Stadien in dieſer Beziehung kurz zu charak⸗ 
teriſiren, um für unſere heutige Unterſuchung den hiſtoriſchen Ausgangs⸗ 
punkt zu gewinnen. 

In den officiellen Emanationen der Märztage ſpielen Vereins⸗ 
und Verſammlungsrecht noch keine Rolle, Volksbewaffnung und Preß⸗ 
freiheit ſtehen damals an der Spitze der Errungenſchaften. In dem 
a. h. Cabinetsſchreiben vom 8. April 1848 hingegen, der bekannten 
zweiten Erledigung der Prager Wenzelsbadadreſſe, iſt von dem Aſſo⸗ 
ciationsrechte ſchon unmittelbar neben dem Petitionsrechte die Rede; das 
„freie unbedingte“ Petitionsrecht iſt direct als zugeſtanden bezeichnet, 
die Regelung des Aſſociationsrechtes wird als Aufgabe des „Staats⸗ 


) Vgl. Nr. 20 des laufenden Jahrgangs der Zeitſchrift. 


| grundgeſetzes“ in Ausſicht geſtellt ). Ein Zweiſaches ift hiermit gegeben. 
Die Noth wendigkeit einer umfaſſenden Legislation über das Aſſociations⸗ 
recht, die Unmöglichkeit, eine unbedingte Vereinsfreiheit zu geſtatten, 
erſcheint hiermit, alſo auch in den ärgſten Tagen des Sturmes und 
Dranges, anerkannt, zugleich aber iſt das Vereinsrecht als ein Beſtand⸗ 


theil des Staatsgrundgeſetzes aufgefaßt. 

| Die Verfaſſungsurkunde vom 25. April 1848 löste die ge⸗ 
| gebene Zuſage zwar nur zum Theile ein, indem fie das „Recht zur 
Bildung von Vereinen“ (wieder im Zuſammenhange mit dem Petitions⸗ 
rechte) lediglich unter die „ſtaatsbürgerlichen und politiſchen Rechte der 
Staatseinwohner“ aufnahm, die Regelung der Ausübung dieſes Rechtes 
aber wieder beſonderen Geſetzen zuwies ). Ein Fortſchritt (sit venin 
verbo) zu größerer Beſtimmtheit war indeß gemacht, das Vereinsrecht. 
iſt hier gleich dem Petitionsrechte zu einem den „Staatsbürgern“ zu⸗ 
ſtehenden Rechte erklärt, während die Glaubens⸗ und Gewiſſens⸗ ſowie 
die perſönliche Freiheit, die Freiheit der Rede und Preſſe, der Schutz 
des Hausrechts und Briefgeheimniſſes auch den Fremden zu Theil 
werden. In dieſem Fortſchritt zu größerer Beſtimmtheit liegt, wenn er 
überhaupt ein klar beabſichtigter war, der deutlichſte Beweis dafür, daß 
man nicht nur die politiſche Seite des Vereinslebens entſchieden in's 
Auge faßte, ſondern, daß man ſich unter dem Eindrucke des Augen⸗ 
blicks das ganze Vereinsleben als ein lediglich politiſches dachte, 
ſonſt hätte man den Ausſchluß der Ausländer von dem verfaſſungs⸗ 
mäßig anerkannten Vereinsrechte doch niemals als freiheitliche Errungen⸗ 
ſchaſt in's Leben rufen können. 


Sowie das Vereinsrecht nun einmal als „Grundrecht“ recipirt 
war (es wird wohl erlaubt fein, dieſen Terminus ſchon für die 
Aprilverfaſſung anzuwenden), ging es als ſolches auch in den Kremſierer 
Entwurf und in das Patent vom 4. März 1849 über. In den 
Kremſierer Grundrechten, welche bereits den weſentlichen Fortſchritt 
der Scheidung des Vereins⸗ vom Verſammlungsrechte enthalten, iſt 
letzteres, wie es ſcheint, der Abſicht nach vollſtändig geregelt, erſteres 
wenigſtens principiell, nämlich als ein nur durch ein Geſetz be⸗ 
ſchränkbares Recht der öſterreichiſchen Staatsbürger anerkannt) und 


2) A. h. Cabinetsſchreiben vom 8. April 1848 an Freiherrn von Pillers⸗ 
dorf: 13. „Freies unbedingtes Petitionsrecht iſt bereits zugeſtanden, fowie auch 
das Aſſociationsrecht durch das Staatsgrundgeſetz geregelt werden wird“. 

) Verfaſſungsurkunde des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates: III. Staatsbürger⸗ 
liche und politiſche Rechte der Staatseinwohner: $ 22. „Das Petitionsrecht und 
das Recht zur Bildung von Vereinen ſteht allen Staatsbürgern zu. Beſondere 
Geſetze werden die Ausübung dieſer Rechte regeln“. 

) Grundrechte, 8 9: „Die öſterreichiſchen Staatsbürger haben das Recht, 
ſich friedlich und ohne Waffen zu verſammeln: jedoch find Volksverſammlungen 
unter freiem Himmel vorläufig der Sicherheitsbehörde anzuzeigen, dürfen aber 
nur in Fällen dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit 

unterſagt werden. Keine Abtheilung der Volkswehr darf als ſolche über politiſche 
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in dem Patent vom 4. März 1849 5) über die durch die conſti⸗ Die Baſis des gegenwärtigen Rechtsbeſtandes des Vereins: und 

tutionelle Staatsform gewährleiſteten politiſchen Rechte erſcheint im] Verſammlungsrechtes iſt in den Grundrechten zu ſuchen. „Die öſterreichi⸗ 

8 7 das Recht der öſterreichiſchen Staatsbürger, ſich zu verſammeln ſchen Staatsbürger haben das Recht, ſich zu verſammeln und Vereine 

und Vereine zu bilden, ausdrücklich recipirt. Dieſe Beſtimmungen und zu bilden. Die Ausübung dieſer Rechte wird durch beſondere Geſetze 

das auf denſelben aufgebaute Geſetz wurden bekanntlich durch die geregelt“, jo lautet der Artikel 12 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. 

ſpäteren Ereigniſſe verweht und in das Octoberdiplom ſowie in die December 1867 über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, es iſt 

„Februarverſaſſung haben Grundrechte nicht Eingang gefunden, daß ſomit das Princip des Vereins⸗ und Verſammlungsrechtes durch feine 
aber, als mit der Verfaſſungsreviſion von 1867 ſolche Rechte wieder fon Aufnahme unter die Grundrechte jenes Rechtsſchutzes theilhaftig 

ihren Einzug hielten, das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht in denſelben geworden, deſſen ſich die Staatsgrundgeſetze erfreuen. Hieraus ſolgt 

nicht fehlte, iſt mit Rückſicht auf die bewegende Strömung wohl ohne | zunächſt, daß die legislatoriſche Competenz bezüglich des Vereins⸗ und 

weitere Auseinanderſetzung vollkommen begreiflich ©). Verſammlungsrechtes der Reichsgewalt ausnahmslos zuſteht (§ 11, lit. m 

Die Auffaſſung des Aſſociationsrechts als eines eminent freiheitlichen des Geſetzes vom 21. December 1867 über die Reichsvertretung) und 

iſt auch ſeither aus dem Katechismus der politiſchen Parteien nicht daß eine locale Beſchränkung desſelben durch die particuläre Landesge— 

verſchwunden und ſo liegt z. B. dem in der laufenden Reichsraths⸗ ſetzgebung von vorneherein ausgeſchloſſen iſt, daß ferner eine Beſeitigung 

ſeſſin von demokratiſcher Seite geſtellten Antrage auf Reform des des dem Vereins- und Verſammlungsrechte zu Grunde liegenden Princips 

Vereinsgeſetzes ausgeſprochenermaßen der Gedanke zu Grunde, daß es an dieſer Stelle, daß feine Entfernung aus den Grundrechten eine 

hier eines jener theuren politiſchen Rechte zu wahren gelte, welche Zweidrittelmajorität des Reichsrathes erfordert ($ 15 des citirten Ge⸗ 

auch den von dem Wahlrechte ausgeſchloſſenen Bevölkerungsclaſſen zu ſetzes). Eine zeitweilige und örtliche Suspenſion des Vereins⸗ und Ver⸗ 

Gebote ſtehen. Angeſichts einer derartigen Entwicklung lohnt es ſich ſammlungsrechts unterliegt ſodann nach dem Geſetze vom 5. Mai 1869 

wohl, die verfaſſungsmäßigen Bürgſchaften kennen zu lernen, welche jenen beſonderen Cautelen, welche für die Beſchränkung des Hausrechts, 

die Uebung der in Rede ſtehenden Rechte gewährleiſten, und hiemit der perſönlichen Freiheit, des Briefgeheimniſſes und der Preſſe normirt 

wollen wir uns demnach heute beſchäftigen. find )). In dieſem Umfange wird das Vereins- und Verſammlungsrecht 

— endlich von dem Eide des Monarchen an erſter Stelle erfaßt, denn das 
Fragen berathen oder Beſchlüſſe faſſen“. 5 10. „Die öſterreichiſchen Staatsbürger von dem Kaiſer bei Antritt der Regierung abzulegende Gelöbniß unter⸗ 
haben das Recht, ohne alle behördliche Bewilligung Vereine zu bilden, inſoferne ſcheidet zwiſchen „Grundgeſetzen“ und „allgemeinen Geſetzen“ und ver⸗ 


k und Mittel der Vereinigung weder rechtswidrig noch ſtaatsgefährlich find. | 5 : Ken 10 
Nieldteg egg dieſes Rechtes 5 un Geſez 5 9 pflichtet den Regenten, die erſteren ſowohl „unverbrüchlich zu halten 


5) Patent vom 4. März 1849, $ 7: „Die öſterreichiſchen Staatsbürger als „in Uebereinſtimmung mit denſelben zu regieren“, während es rück— 
haben das Recht ſich zu verſammeln und Vereine zu bilden, inſoferne Zweck, ſichtlich der letzteren nur das Zweite, nur die mit den Geſetzen über⸗ 


i x i 5 ini t3= . g: 0 1 
ibn fich ſtactsgeſahriih Hab. Die Ausübung ee ee einſtimmende Regierung verlangt ). Auch die beſondere Betonung, welche 


e 1 „ erworben, ausgeübt oder verloren ien 15 ape ue e eee 
werden, beſtimmt das Geſetz“. ; 5 = 
) Dieſe Verbindung des Vereins⸗ und Verſammlungsrechts mit den Ent⸗ rechtliche Satz in Frage kommen könnte ), und das Gleiche trifft rück⸗ 
wicklungsphaſen der Verfaſſung iſt keine Oeſterreich eigenthümliche Erſcheinung: | fichtlich der durch das Staatsgrundgeſetz über die Ausübung der Regie⸗ 
die ee nee ene e enen ne den Berieilung, een rungs⸗ und Vollzugsgewalt feſtgeſtellten Verantwortlichkeit fämmtlicher 
oder in ſpeciellen Grund rechten zu verſchaffen, ſind Nachahmungen der in vielen en! zugsg ergeht 1 ng 
fremden Verſaſſungscompilationen gegebenen Mufter Wir wollen mehrere derſel⸗ Staatsdiener zu, welche zunächſt fü die Beobachtung der Staatsgrund⸗ 
ben hier anfügen, die Vergleiche ergeben ſich dann von ſelbſt. geſetze und ſodann erſt für die den Reichs⸗ und Landesgeſetzen entſpre⸗ 
Erſter Zuſatzartikel zur nordamerikaniſchen Bundesverfaſſung von chende Geſchäſtsführung haften 10) 
1787: „Der Congreß ſoll kein Geſetz geben, wodurch eine Religion zur ke i 
den erklärt, oder ihre freie Ausübung verboten würde; oder wodurch die Red⸗— 
oder die Preßfreiheit, oder das Recht des Volkes, ſich friedlich zu verſammeln und vorgängige obrigkeitliche Erlaubniß friedlich und ohne Waffen in geſchloſſenen 
die Regierung um Abſtellung von Beſchwerden zu bitten, verkürzt würde“. Räumen zu verſammeln. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf Verſammlun⸗ 
Verfaſſung des Staates Maine von 1819: Artikel 1: Erklärung der Rechte: gen unter freiem Himmel, welche in allen Beziehungen der Verfügung des Ge⸗ 
15. „Das Volk hat zu allen Zeiten das Recht, ſich in ordentlicher, ſetzes unterworfen ſind. Bis zum Erlaß eines ſolchen Geſetzes iſt von Verſamm⸗ 
friedlicher Weiſe zu verſammeln und über ſeine Wohlfahrt zu berathen, ſeinen lungen unter freiem Himmel 24 Stunden vorher der Ortspolizeibehörde Anzeige 
Repräſentanten Inſtructionen zu geben und bei jeder Abtheilung der Regierung, zu machen, welche die Verſammlung zu verbieten hat, wenn ſie dieſelbe für die 
en 1 fat aan ich „ NT . 1 a 18 957 er 1 955 Se ae 
nachzuſuchen“. Verfaſſung Frankreichs vom 24. Juni : 1. Erklärung der haben das Recht, ſich zu ſolchen Zwecken, welche den Straſgeſetzen nicht zuwider⸗ 
Rechte des Menſchen und Bürgers: — — —.— 7. „Das laufen, in Geſellſchaften zu vereinigen“. Verfaſſungsurkunde für den preußiſchen 
Recht, feine Gedanken und feine Meinungen auf dem Wege des Drucks oder Staat vom 31. Jänner 1850: Titel II: Von den Rechten der Preußen: Art 29: 
auf jede andere Weiſe zu offenbaren, das Recht ſich friedlich zu verſammeln, die „Alle Preußen ſind berechtigt, ſich ohne vorgängige obrigkeitliche Erlaubniß fried⸗ 
freie Uebung des Gottesdienſtes dürfen nicht unterſagt werden. — Die Noth⸗ lich und ohne Waffen in geſchloſſenen Räumen zu verſammeln. Dieſe ap 
wendigkeit dieſe Rechte zu verkünden, deutet auf das Beſtehen von Willkür⸗ bezieht ſich nicht auf Verſammlungen unter freiem Himmel, welche auch in Be 
herrschaft, oder die friſche Erinnerung an dieſelbe.“ Verfaſſung Belgiens vom 50 auf vorgängige a 19 der 0 - N. unter⸗ 
25. Februar 1851: I. Titel: Von den Belgiern und ihren Rechten: Art. 19: | worfen ſind“. Art. 30: „Alle Preußen haben das Recht, ſich zu ſolchen Zwecken, 
„Die Belgier haben das Recht, ſich friedlich und ohne Waffen zu verſammeln, welche den Strafgeſetzen nicht zuwiderlaufen, in Geſellſchaften zu vereinigen. Das 
gemäß den Geſetzen, welche die Ausübung dieſes Rechtes beſtimmen können, Geſetz regelt, insbeſondere zur Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit, die 
ohne es jedoch einer vorgängigen obrigkeitlichen Erlaubniß zu unterwerfen. Ausübung des in dieſem und dem vorſtehenden Artikel (29) gewährleiſteten 
Dieſe Verfügung bezieht ſich nicht auf die Verſammlungen unter freiem Rechts. Wotitifche Vereine können Beſchränkungen und vorübergehenden Verboten 
Himmel, welche gänzlich den Polizeigeſetzen unterworſen bleiben“. Art. 20. im Wege der Geſetzgebung unterworfen werden!“ 
„Die Belgier haben das Recht, ſich zu Geſellſchaften zu vereinigen; dieſes Im Falle eines Krieges oder einer Kriegsgeſahr, innerer Unruhen, 
Recht darf keiner vorgreifenden Maßregel unterworfen werden“. Grund⸗ hochverrätheriſcher Umtriebe u. dgl. kann eine ſolche Ausnahmsverfügung mit 
geſetz für das Königreich der Niederlande vom 14. October 1848: Erſtes Genehmigung des Kaiſers durch Beſchluß des Geſammtminiſteriums erfolgen, doch 
Capitel: Von dem Königreich und ſeinen Einwohnern: Art. 10: „Das Recht muß ſie ſofort vor dem Reichsrathe (zunächſt in der erſten Sitzung des Abgeord⸗ 
der Einwohner zur Vereinigung und Verſammlung wird anerkannt. Das Geſetz netenhaufe2) gerechtfertigt werden u |. w - . 
regelt und beſchränkt die Ausübung dieſes Rechtes in ſeiner Beziehung zur öffent⸗ ) Staatsgrundgeſetz über die Ausübung der Regierungs⸗ und Vollzugs⸗ 
1 — . 1848 , 9 70 5 9 a wen B sam 118 vom 8 un ] 5 5 2 ee Uhle ern 192 
September : Art. 46: „Die Bürger haben das Recht, Vereine zu bil⸗ Regierung in Gegenwart beider Häuſer des Rei idli elöbniß: 
den, ſofern ſolche weder in ihrem Zweck noch in den dafür beſtimmten Mitteln „Die Grundgeſetze der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder un⸗ 
rechtswidrig oder ſtaatsgefährlich ſind. Ueber den Mißbrauch dieſes Rechtes trifft verbrüchlich zu halten und in Uebereinſtimmung mit denſelben und den allge⸗ 
deueſchen Mais: Natel il: 9 20: „ die Deurihen haben das Regt, h 0) geh Aber Die Merantwortichteit der Minifer vom 25 Sul 1867 
eutſchen Volkes: Artike E : „Die Deutſchen haben e ich eſe er die Verantwortlichkeit der Miniſter vom Juli 5 
friedlich und ohne Waffen zu verſammein; einer beſonderen Erlaubniß dazu $ 2. „Die Mitglieder des Miniſterrathes können vom Reichsrathe zur Verant⸗ 
bedarf es nicht. Volksverſammlungen unter freiem Himmel können bei dringen⸗ wortung gezogen werden für alle innerhalb ihres ämtlichen Wirkungskreiſes den⸗ 
der Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit verboten werden“. 8 30: ſelben zur Laſt fallenden Handlungen und Unterlaſſungen, wodurch ſie vorſätzlich 
„Die Deutſchen haben das Recht, Vereine zu bilden. Dieſes Recht ſoll durch keine oder aus grober Fahrläſſigkeit die Verfaſſung der im Reichsrathe vertretenen 
vorbeugende Maßregel beſchränkt werden“. 8 31: „Die in den 88 29 und 30 | Königreiche und Länder, die Landesordnung eines derſelben oder ein anderes 
enthaltenen Beſtimmungen finden auf das Heer und die Kriegsflotte Anwendung, Geſetz verletzen“. 8 i j r 
inſoweit die militäriſchen Disciplinarvorſchriften nicht entgegenſtehen“. (Oetroirte) 10) Staatsgrundgeſetz über die Ausübung der Regierungs⸗ und Vollzugs⸗ 
Verfaſſungsurkunde für den preußiſchen Staat vom 6. December 1848: Titel : gewalt vom 21. December 1867. Art. 12. „Sämmtliche Staatsdiener ſind 
Von den Rechten der Preußen: Art. 27: „Alle Preußen find berechtigt, ſich ohne [innerhalb ihres ämtlichen Wirkungskreiſes für die Beobachtung der Staats⸗ 


Die bisher erörterten Garantieen, welche das Vereins- und Ver⸗ 
ſammlungsrecht vermöge ſeiner grundrechtlichen Anerkennung vor anderen 
Rechten beſitzt, erſcheinen uns indeß zumeiſt wenig praktiſch. Die weit⸗ 
aus wichtigſte Frage iſt vielmehr die, ob und inwieferne das Vereins⸗ 
und Verſammlungsrecht der Judicatur der durch die Verfaſſung vorge⸗ 
ſehenen Gerichtshöſe zum Schutze gegen Eingriffe der öffentlichen Gewalt 
unterworfen iſt, mit anderen Worten, ob die Zuſtändigkeit des Reichs⸗ 
gerichtes und Verwaltungsgerichtshofes auch dieſes Rechtsgebiet begreift. 
Mit dieſer Frage wollen wir uns im Folgenden eingehender befaſſen. 

(Schluß folgt.) ; 


Mittheilungen aus der Praxis. 


In Betreff der Stempelpflichtigkeit der bei den Handels⸗ und Ge⸗ 

werbekammern ſowie bei den von den Handels kammern oder unter 

deren Mitwirkung conſtituirten Schiedsgerichten eingebrachten 
Eingaben. 

Die n. ö. Handelskammer hat in einer an das k. k. Handelsmini⸗ 
ſterium gerichteten Eingabe vorgebracht, daß von Seite einzelner Par⸗ 
teien behauptet werde, daß Streitſchriften, welche bei dem Wiener Schieds⸗ 
gerichte für Streitigkeiten aus dem Frachtgeſchäfte der Eiſenbahnen und 
Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaften, deßgleichen bei dem Schiedsgerichte für 
das Wiener Stadt Lagerhaus eingebracht werden, ſtempelfrei ſeien, 
ferner daß einige Meinungen ſogar dahin gehen, daß alle bei Schieds⸗ 
gerichten überhaupt, mithin auch die bei dem eigenen Schiedsgerichte der 
n. ö. Handels⸗ und Gewerbekammer (3 2, B, d) des Kammergeſetzes 
vom 29. Juni 1868) eingebrachten Streitſchriften die Stempelfreiheit 
genießen. Deßgleichen wurde vorgebracht, daß Zweifel erhoben werden, 
ob andere Eingaben an die Handels⸗ und Gewerbekammern, welche 
reine Privatangelegenheiten betreffen, wie z. B. Geſuche um Beſtäti⸗ 
gung von Uſancen, um Regiſtrirung einer Marke oder eines Muſters 
(falls das Anſuchen ſchriftlich erfolgt), um Ausfertigung eines Certifi⸗ 
cates (mit Ausnahme der ausdrücklich als ſtempelfrei erklärten Geſuche 
von Bewerbern um Lieferungen für das k. k. Militär) u. dgl. ſtempel⸗ 
pflichtig ſeien? Nach dem Wortlaute des früheren Kammergeſetzes vom 
18. März 1850 (8 41) ſei ein ſolcher Zweifel ausgeſchloſſen geweſen, 
weil es dort ausdrücklich hieß, daß die Handels⸗ und Gewerbekammern 
rückſichtlich der Stempelpflicht ihrer amtlichen Acte und der Eingaben 
ſammt Beilagen an dieſelben gleich anderen öffentlichen Behörden zu be⸗ 
handeln ſind, während die diesfällige Vorſchrift des gegenwärtig gilti⸗ 
gen Geſetzes vom 29. Juni 1868 ($ 22) nur die einſeitige Beſtim⸗ 
mung enthalte, daß die Handels- und Gewerbekammern rückſichtlich der 
Stempelpflicht ihrer amtlichen Acte gleich den öffentlichen Behörden zu 
behandeln ſeien. Es richte daher, um in dieſer Beziehung einen cor⸗ 
recten Vorgang einzuhalten und Reclamationen gegenüber eine feſte 
Stütze zu haben, die n. ö. Handels⸗ und Gewerbekammer an das k. k. 
Handelsminiſterium das Erſuchen, eine Erläuterung der bezeichneten vier 
Fragen (nämlich in Bezug auf die Eingaben für die beſtehenden drei 
Schiedsgerichte und die ſonſtigen Eingaben an die Kammer) herab ge⸗ 
langen zu laſſen. 

Das k. k. Handelsminiſterium hat darüber unterm 18. Mär, 
1877, Z. 7690 nachſtehende Erledigung an die n. ö. Handelskammer 
hinausgegeben: 

„Ueber die von der Handelskammer mit der Eingabe vom 19. 
December 1876 geſtellte Anfrage in Betreff der Stempelpflicht einiger 
Arten von an dieſelbe gelangenden Schriftſtücken finde ich nach gepflo⸗ 
genem Einvernehmen mit dem k. k. Finanzminiſterium auf Grund deſſen 
Zuſchrift vom 9. März 1877, 8. 219 der n. ö. Handels⸗ und Ge⸗ 
werbekammer Nachſtehendes zu eröffnen. 

Die Handels⸗ und Gewerbekammern erſcheinen nach dem Geſetze 
vom 29. Juni 1868, R. G. Bl. Nr. 85 als öffentliche Organe und 
ſind bezüglich der an dieſelben gerichteten Eingaben gleich öffentlichen Be⸗ 
hörden zu behandeln. Im Allgemeinen ſind daher die an dieſelben 
gerichteten Eingaben nebſt Beilagen ſtempelpflichtig nach T. P. 43 


grundgeſetze, ſowie für die den Reichs⸗ und Landesgeſetzen entſprechende Geſchäfts⸗ ' 


führung verantwortlich“. — — = — — o — — — Art. 13 


„Alle Organe der Staatsverwaltung haben in ihrem Dienſteide auch die un⸗ 


verbrüchliche Beobachtung der Staatsgrundgeſetze zu beſchwören“. 
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und 20 und nur dann ſtempelfrei, wenn eine der Ausnahms⸗ 
beſtimmungen der T. P. 44 eintritt, oder der Perſon, von welcher 
die Eingabe ausgeht, die perſönliche Gebührenfreiheit nach T. P. 
75 zukommt. Dabei macht die Form der Eingabe, ob. fie ge⸗ 
ſchrieben, gedruckt oder lithographirt iſt, keinen Unterſchied und ſind in 
Anfehung der Telegramme die Beſtimmungen der Verordnung vom 9. 
Jänner 1869, R G. Bl. Nr. 8. zu beobachten. 

Es werden demnach Eingaben an die Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
kammern, welche reine Privatangelegenheiten betreffen, in der Regel 
als ſtempelpflichtig zu behandeln ſein, wobei noch bemerkt wird, daß 
die n. ö. Handels⸗ und Gewerbekammer bei Behandlung ſtempelpflich⸗ 
tiger, aber ungeſtempelter oder nicht vorſchriftsmäßig geſtempelter Ein⸗ 
gaben nach $ 81 des Geſetzes vom 9. Februar 1850 vorzugehen 
haben wird. 

Auch bezüglich der Eingaben an die drei bei der n. ö. Handels⸗ 
und Gewerbekammer beſtehenden Schiedsgerichte erſcheint die Skempel⸗ 
pflicht in Gemäßheit obiger Beſtimmungen begründet, da dieſe Schieds⸗ 
a theils ausſchließlich von der n. ö. Handels⸗ und Gewerbekam⸗ 
| 


mer, theils unter Mitwirkung derſelben conftituirt find.“ v. W. 


Die behördliche Feſtſetzung eines Mahltarifes iſt in den beſtehen⸗ 
den Geſetzen nicht begründet. Jedoch iſt bei freiwilliger Verein⸗ 
barung über einen ſolchen Tarif nunmehr bloß das metriſche 
Ma: und Gewicht anzuwenden ). . 


Ueber dieſe Frage hat der k. k. Handelsminiſter unterm 
6. Februar 1877, 3. 2108 nachſtehenden Erlaß an die Landes⸗ 
regierung in Laibach hinausgegeben: 

„Das k. k. Miniſterium des Innern hat mir mit Zuſchriſt vom 
18. Jänner 1877, Z. 14.407 ex 1876 den von der k. k. Landes⸗ 
regierung unterm 5. October 1876, 3. 6531 erſtatteten Bericht in 
Betreff der Umwandlung der in der Mühlenordnung vom Jahre 1814 
und in der mit Hofkanzleidecrete vom 19. Februar 1815 publicirten 
Proviantmahlordnung enthaltenen Maß⸗ und Gewichtsangaben in 
metriſches Syſtem zur Amtshandlung mitgetheilt. 

Hierüber finde ich mich im Einvernehmen mit den Miniſterien 

des Innern und des Ackerbaues veranlaßt, die k. k. Landesregierung 
darauf aufmerkfam zu machen, daß die Vorausſetzung, von welcher 
dieſelbe bei ihrer Antragſtellung ausgeht, nach welcher die Mühlen⸗ 
ordnung und die auf Grund derſelben kundgemachten Mahlordnungen 
und Mahltarife derzeit noch in Kraft beſtehend angeſehen werden, 
nicht zutreffend iſt. Die Anordnungen der Mühlenordnung über den 
Antritt des Müllergewerbes, über die Betriebsanlagen, dann bezüglich 
des bei dieſem Gewerbe verwendeten Hilfsperſonales, ſowie über die 
Ausübung des Gewerbes, inſoferne die diesfälligen älteren Normen 
mit der Gewerbeordnung unvereinbar erſcheinen, ſind durch die 
letztere und die Waſſerrechtsgeſetze bereits außer Kraft geſetzt. Jusbe⸗ 
ſondere ſind aber die auf den Mahllohn Bezug nehmenden Beſtimmungen 
der Mühlenordnung, ſowie jene der auf Grund der Mühlenordnung 
kundgemachten Mahlordnungen und Mahltarife durch den Art. III des 
Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung vom Jahre 1859 im 
Zuſammenhalte mit §8 55 der Gewecbeordnung aufgehoben, und iſt 
hinſichtlich der Mahltaxe lediglich das ſreie Uebereinkommen zwiſchen 
Müller und Mahlgaſt maßgebend. 
| Eine behördliche Feſtſetzung eines Mahltarifes iſt ſonach in den 
beſtehenden Geſetzen nicht begründet, und zu der angeregten Verfügung 
in Betreff der Umwandlung von Maß⸗ und Gewichtsangaben in 
metriſches Syſtem kein Anlaß vorhanden. 
ö Indem der k. k. Landesregierung zu Laibach hievon zur eigenen 
Kenntnißnahme und eventuellen Beſeitigung vorkommender Zweifel 
Mittheilung gemacht wird, wird darauf hingewieſen, daß im Falle, 
als entsprechend der Freiheit des Uebereinkommens zwiſchen Müller 
und Mahlgaſt, dieſelben ſich freiwillig auf einen Tarif vereinigen, 
¼hiedurch der geſetzlich beſtehenden Verpflichtung, wornach im Verkehre 
nunmehr bloß das metriſche Maß⸗ und Gewicht anzuwenden iſt, kein 
Eintrag geſchehen dürfe“. V. W. 


) Vergl. die Mitth. in Nr. 33 auf S. 129 des IX. Jah irg. dieſer Zeitſchr. 


1 
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2. Einer neuen Unternehmung kann ein Theil des von einer be⸗ 
ſtehenden Unternehmung benützten Waſſers zugewieſen werden, wenn der 
beſtehenden Unternehmung ein anderer neuer Waſſerbezug in der Weiſe 
verſchafft wird, daß fie dadurch bei ſachgemäßer und wirthſchaftlicher 
Einrichtung der Anlage vollſtändig in der bisherigen Weiſe befriedigt 
werden kann. N 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 6. December 1876, 8. 13.194. 


Ermittlung der Entſchädigung nach Herſtellung der Anlagen. 


Läßt ſich der Betrag der Entſchädigung, welche dem Grundeigen⸗ 
thümer für Einräumung einer Servitut zu Gunſten einer Waſſeranlage 
gebührt, ziffermäßig erſt nach Herſtellung der Anlage ermitteln, ſo hat 
auch dieſe nachträgliche Ermittelung durch die politiſche Behörde und 
nicht im Rechtswege zu erfolgen. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 22. Nov. 1876, Z. 12.420. 

Beſitzſtörung bei Waſſerrechten. 


Der Erlaß der Miniſterien des Innern und der Juſtiz vom 7. 
Juli 1860, Nr. 172 R. G. Bl., über die Zuſtändigkeit der politiſchen 
Behörden zur Entſcheidung von Streitigkeiten wegen geſtörten Betriebes 
von Waſſerwerken iſt durch die neue Waſſerrechtsgeſetzgebung nicht geän⸗ 
dert, findet vielmehr in derſelben eine weitere Bekräftigung, weil zu 
jeder Aenderung in den Waſſerverhältniſſen, welche auf fremde Rechte 
Einfluß nimmt, die politiſche Bewilligung erforderlich iſt. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 22. November 1876, Z. 12.799. 

C. Peyrer. 


Rechtssätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Landesculturangelegenheiten. 


Vertretungskoſten in Waſſerrechts⸗ Angelegenheiten. 


Zu den Koſten des Verfahrens, welche der Schuldtragende in 
Waſſerrechtsangelegenheiten zu erſetzen hat, gehören auch die Koſten für 
den Advocaten des Gegners. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 27. Juli 1876, Z. 8509 


Waſſerdienſtbarkeiten. Waſſerleitungen der Gemeinden. 


Ein auf einem gegenſeitigen Dienſtbarkeitsverhältniſſe beruhendes 
Waſſerrecht kann nicht dadurch einſeitig aufgehoben werden, daß der eine 
Theil von ſeiner Dienſtbarkeit keinen weiteren Gebrauch macht. Auslei⸗ 
tungen aus einer Gemeinde⸗Waſſerleitung, welche einzelnen Gemeinde⸗ 
gliedern als ein bleibendes Recht eingeräumt ſind, können von der Gemeinde 
nicht willkürlich abgeſtellt und nur inſoweit geändert werden, als das 
einzelne Gemeindeglied mehr als den Bedarf bezieht (Böhmen 8 94 lit. a) 
oder als der Fall einer Expropriation für Gemeindezwecke (§ 37) vor⸗ 
handen iſt. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 14. October 1876, Z. 9564. 
Competenz zur Verleihung von Privat⸗Ueberfuhrsanſtalten. 


Die Entſcheidung in letzter Inſtanz über Eingaben und Recurſe 
wegen Verleihung von Privat⸗Ueberfuhrsanſtalten gehört in den Wir⸗ 
kungskreis des Miniſteriums des Innern, welches ſich mit Rückſicht auf 
die mitunterlauſenden Waſſerrechtsfragen mit dem Ackerbau⸗Miniſte rium 
in das Einvernehmen ſetzt ö 12 = Perſonalien. 

Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 31. October 1875, Seine Majeſtä 4 1 J 5 00 Br; 

N i jeſtät haben dem Oberfinanzrathe bei der Finanz⸗Landes⸗Direction 
8. 15.826, und des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 7. November 1875, 3. 8953 in Innsbruck Raimund Vorhauſer aulit desen ee die allerhöchfte 
ittl d tſchaͤdi i „Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 
Sompetenäriug a e e an ie eee Seine Majeſtät haben den Gerenten des k. und k. Conſulates in Boſton 
bei der Verh dl. über die Entſchädi ine 0 G. 92 8 z zum unbeſoldeten Conſul dafelbſt ernannt. 

Wenn bei der Verhandlung über die Entſchädigung eines na eine Majeſtät haben dem Oberbaurathe Theophil Ritter v. Hanſen die 
8 36 (Tirol) zu expropriirenden Waſſerrechtes der Entſchädigungsan⸗ e E Miaſeſelt haben den Bente B e e 

8 A ; i ; ; eine Majeſtät haben den Bezirksarzt Dr. Anton Heiniſch in Bozen 
ſpruch auf ein früheres ae Be wird, jo iſt Hy der zum Statthaltereirathe u. Sanitätsreferenten bei der Tiroler Statthalterei ernannt. 
politiſchen Behörde über die Frage, ob über den hieraus abgeleiteten Seine Majeſtät haben dem k. und k. Legationsrathe J. Kategorie Gabriel 
Anſpruch die Gerichte oder die politiſchen Behörden die weitere Entſchei⸗ Freiherrn v. Herbert⸗Kathkeal den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe und 
dung zu fällen haben, die Verhandlung zu pflegen und inſtanzmäßig dem Honorar⸗Legationsſecretär Albert Eperieſy v. Szäszväros und Toti 
zu entſcheiden. f f 

Bei derlei Entſcheidungen gilt als Grundſatz, daß die Competenz 


denſelben Orden dritter Claſſe taxfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben den erſten Dollmetſch bei der k. und k. Botſchaft 
nicht abhängig iſt von den Beweismitteln, ſondern von den Rechten, 
welche in Anſpruch genommen werden. 


in Conſtantinopel Legationsrath zweiter Kategorie Guſtav Ritter v. Kosjek ad 
personam zum Legationsrathe erſter Kategorie ernannt. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 10 November 1876, Z. 8403. 

Wo ſind Staumaße nothwendig? 


Seine Majeſtät haben den Statthaltereirath extra statum Dr. Joſeph 
Antonietti zum Hofrathe bei der dalmatiniſchen Statthalterei ernannt. 
Seine Majeſtät haben dem Bezirksarzte Dr. Raimund Cornet in Gra⸗ 
disca das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Staumaße ſind nur dort nothwendig, wo eine Verpflichtung beſteht, 
das Waſſer nicht über eine beſtimmte Höhe zu ſpannen oder dasſelbe in 
einer beſtimmten Höhe zu erhalten. Bei beſtehenden Triebwerken und 
Stau⸗Anlagen ergibt ſich eine Verpflichtung zur nachträglichen Normi⸗ 
rung der Waſſerhöhe eutweder aus dem Anſuchen eines Betheiligten 


oder aus dem Vorhandenſein eines öffentlichen Intereſſes 
Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 11. Nov. 1876, Z. 10.961. 


Erlöſchung von Waſſerbenützungsrechten. 


Wenn im Falle des § 41 der Gewerbe⸗Ordnung die Genehmi⸗ 
gung einer Betriebsanlage wegen Nichtgebrauch binnen Jahresfriſt erliſcht, 
ſo iſt dadurch auch die für dieſe Betriebsanlage nach dem Waſſerrechts⸗ 


geſetze ertheilte Bewilligung zur Waſſerbenützung als erloſchen anzusehen. 
Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 13. November 1876, Z. 9363. 


Recht auf den Waſſerüberſchuß. 


1. Neue Unternehmungen können beſtehenden Waſſeranlagen gegen⸗ 
über auf jenen Waſſerüberſchuß Anſpruch erheben, welcher bei einer ſach⸗ 
gemäßen und wirthſchaftlichen Einrichtung der Anlage erzielt werden 
kann. Sie ſind daher auch berechtigt, ſoweit es ohne Beeinträchtigung rdienſt 5 N f 

N j Mehrere Kanzlei⸗Officialsſtellen in der zehnten und Kanzliſtenſtell f 
En früher erworbenen Waſſerrechte geschehen kann, Aenderultgen in den eilſten ne für = 5 Steuecbienſt in en 14. Sa 
etwa derzeit beſtehenden, jedoch mangelhaften oder ungenügenden fremden (Amtsbl. Nr. 120) 

Anlagen herbeizuführen, wobei über die Zuläſſigkeit einer ſolchen Aen⸗ 


derung ſowie über die Koſtenfrage von der politiſchen Behörde zu ver⸗ Mit einer Beilage: Erkenntniſſe des Ver⸗ 
handeln und zu entſcheiden iſt. | ur 3 N { 


Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 22. November 1876, 3. 10.963. waltungsgerichtshofes.. 
Druck der k. Wiener Zeitung Verantwortlicher Redactenr: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


Erledigungen. 


Bezirksſecretärsſtelle bei der Linzer Bezirkshauptmannſchaft in der zehnten 
Rängsclaſſe, eventuell Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 20. Juni. 
(Amtsbl. Nr. 111). 

Hilfsämterdirectorsſtelle bei der k. k. General⸗Direction der Tabakregie 
in Wien in der achten Rangsclaſſe, bis 20. Juni. Amtsbl. Nr. 111) 

Bau⸗Adjunctenſtelle für den Staatsbaudienſt in Mähren in der zehnten 
Rangsclaſſe, bis Ende Juni. (Amtsbl Nr. 113). 

Bezirksſecretärsſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe im Küſtenlande, bis 15. 
Juni. (Amtsblat Nr. 114) 

Cuſtosſtelle an der Innsbrucker Univerſitätsbibliothek mit der achten Rangs⸗ 
claſſe, bis 10. Juni (Amtsbl Nr. 114). 

Forſtadjunctenſtelle auf dem Stiftungsfondsgute Ebersdorf an der Donau 
mit 500 fl. Gehalt, Naturalwohnung und Holzdeputat, bis 15. Juni. (Amtsbl. Nr. 116). 

Geometerſtelle bei der ſchleſiſchen Grundſteuerregelung mit Taggeld von 
3 fl. 6. W., bis 9. Juni (Amtsbl. Nr. 117). 

Bezirkscommiſſärsſtelle im Verwaltungsgebiete der n. ö. Statthalterei in 
der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Concipiſtenſtelle in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe, bis 3. Juni. (Amtsbl. Nr. 117.) 

Mehrere Rechnungsrevidentenſtellen in der neunten, Rechnungsofficials⸗ 
ſtellen in der zehnten und Rechnungsaſſiſtentenſtellen in der eilften Rangsclaſſe 
für den directen Steuerdienſt in Wien, bis 20. Juni. (Amtsbl. Nr. 120). 


IJ ³· --.. ¹ r ͤò!l . . 


